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ÄRZTEKAMMER NORDRHEIN

Frist zur Aktualisierung 
läuft am 30. Juni 2007 ab!

Die Fachkunde nach der Röntgenverordnung Diagnos-
tik und Therapie für Ärztinnen und Ärzte, MTA,
MTRA, sowie  Kenntnisse im Strahlenschutz für z.B.
Arzthelferinnen, Krankenpfleger, Krankenschwestern,
OP-Personal, Betriebssanitäter muss erneuert werden.

Das Ministerium für Arbeit,
Gesundheit und Soziales NRW

und die Ärztekammer Nordrhein informieren:

Die Röntgenverordnung verlangt für bestimmte Tätig-
keiten Fachkunde und Kenntnisse im Strahlenschutz,
wobei Fachkunde grundsätzlich „Ärztinnen und Ärz-
ten“ und MTA bzw. MTRA vorbehalten ist.

Über Kenntnisse im Strahlenschutz muss sonstiges me-
dizinisches Personal verfügen, das Röntgenuntersu-
chungen oder – behandlungen technisch durchführt
(z.B. Arzthelferinnen, Schwestern, Pfleger, OP-Perso-
nal). Sowohl Fachkunde als auch Kenntnisse im Strah-
lenschutz müssen regelmäßig (alle 5 Jahre) aktualisiert
werden.

Während die Aktualisierung der Fachkunde im Strah-
lenschutz bereits seit einigen Jahren erfolgt und hier so-
wohl bei den Veranstaltern als auch bei den Betroffenen
eine gewisse Routine vorhanden  ist, muss das Thema
für die Kenntnisse im Strahlenschutz zurzeit mit beson-
derer Aufmerksamkeit betrachtet werden. Grund hier-
für ist, dass Kenntnisse im Strahlenschutz nach der
Röntgenverordnung erst seit dem 1. Januar 1988 erwor-
ben werden können und die Übergangsfrist für alle Per-
sonen, die diese Kenntnisse vor dem 1. Juli 2002 erwor-
ben haben, am 30. Juni 2007 abläuft.

Nach ersten Schätzungen müssen in der verbleibenden
Zeit bis zu 20.000 Beschäftigte in Nordrhein-Westfalen
aus der Humanmedizin ihre Kenntnisse im Strahlen-
schutz aktualisieren. Da ein Verstreichen der Über-
gangsfrist, sowohl bei der Fachkunde im Strahlenschutz
als auch bei den Kenntnissen bedeutet, dass die betrof-
fenen Personen nicht mehr über die Berechtigung zur
Ausübung der in der RöV beschriebenen Tätigkeiten
verfügen, werden alle Strahlenschutzverantwortlichen
gebeten in ihren Betrieben (Praxen und Krankenhäu-
ser) dafür zu sorgen, dass sich alle Personen rechtzeitig
für Aktualisierungsveranstaltungen anmelden und die-
se auch vor dem 1. Juli 2007 abschließen.

Eine versäumte Aktualisierung kann nicht nachgeholt
werden, d.h. die notwendige Fachkunde im Strahlen-
schutz oder die erforderlichen Kenntnisse müssen ganz
neu erworben und von der zuständigen Heilberufskam-
mer bescheinigt werden.

Das Ausüben der Tätigkeit ohne die erforderliche Fach-
kunde oder Kenntnisse bedeutet mindestens eine Ord-
nungswidrigkeit, die mit einem Bußgeld geahndet wer-
den kann. Weitere Maßnahmen, wie Widerruf der Be-
triebsgenehmigungen o.ä. können folgen. Auswirkun-
gen können sich darüber hinaus auf die Zulassungen
durch die Kassenärztlichen Vereinigungen nach dem
SGB V ergeben.

Wir bitten daher nochmals alle Strahlenschutzverant-
wortlichen bzw. Strahlenschutzbeauftragten frühzeitig
darauf hinzuwirken, dass sowohl Ärztinnen und Ärzte als
auch medizinisches Assistenzpersonal rechtzeitig vor Ab-
lauf der Frist von den Kammern anerkannte Aktualisie-
rungskurse besuchen, um ihre Fachkunden und Kenntnis-
se zu erhalten. Bei Versäumen einer fristgerechten Aktua-
lisierung ist keine Nachfrist möglich. Die Fachkundebe-
scheinigung oder die Kenntnisbescheinigung werden un-
gültig und müssen dann komplett neu erworben werden.

Aktualisierungskurse werden u.a. angeboten bei den
Fort- und Weiterbildungsakademien der Ärztekammer
Nordrhein (www.akno.de) und der Ärztekammer West-
falen-Lippe (www.aekwl.de).

G. Nawrot

Gemeinsame
Notfalldienstordnung
der Kassenärztlichen 

Vereinigung Nordrhein
und

der Ärztekammer Nordrhein
in der Fassung vom 01.01.2002
zuletzt geändert am 23.12.2006

Die Kassenärztliche Vereinigung Nordrhein und die Ärz-
tekammer Nordrhein haben auf der Grundlage nachfol-
gender gesetzlicher Regelungen eine Gemeinsame Not-
falldienstordnung beschlossen:

- §§ 6 Abs. 1 Nr. 3, 30 Nr. 2 und 31 Abs. 1 Heilberufsgesetz
für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der
Bekanntmachung vom 01. März 2005, in Kraft getreten
am 17.März 2005.
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- § 26 Berufsordnung für die nordrheinischen Ärztinnen
und Ärzte vom 20.November 2004, in Kraft getreten am
20.Mai 2005.

- § 75 Abs. 1 5. Sozialgesetzbuch (SGB) – Gesetzliche
Krankenversicherung – vom 20.12.1988, letzte Ände-
rung am 26.04.2006

- § 4 Abs. 7 Satzung der Kassenärztlichen Vereinigung
Nordrhein vom 26.11.2005

Die Beschlussfassung erfolgte am 25.11.2006 von der
Vertreterversammlung der Kassenärztlichen Vereinigung
Nordrhein und am 18.11.2006 von der Kammerver-
sammlung der Ärztekammer Nordrhein.

Präambel

Der organisierte ärztliche Notfalldienst dient der Si-
cherstellung einer flächendeckenden ambulanten ärztli-
chen Versorgung in dringenden Fällen zu den Notfall-
dienstzeiten. Er ist ein allgemein ärztlicher Notfall-
dienst, an dem sich Ärzte und Ärztinnen aller Fachgrup-
pen beteiligen und steht der gesamten Bevölkerung zur
Verfügung. Die Behandlung im Rahmen des organisier-
ten ärztlichen Notfalldienstes ist darauf ausgerichtet,
den Patienten bis zur nächstmöglichen regulären ambu-
lanten oder stationären Behandlung ärztlich zweckmä-
ßig und ausreichend zu versorgen.

§ 1
Teilnahme

(1) Niedergelassene, in Praxen angestellte Ärzte sowie
in Medizinischen Versorgungszentren angestellte
Ärzte sind zur Teilnahme an dem gemeinsam von
der Ärztekammer Nordrhein und der Kassenärztli-
chen Vereinigung Nordrhein organisierten ärztli-
chen Notfalldienst verpflichtet.
Angestellte Ärzte im Sinne von Satz 1 sind nach
Maßgabe ihres Beschäftigungsumfanges zur Teil-
nahme am organisierten ärztlichen Notfalldienst
verpflichtet.
Weiterbildungsassistenten sowie mit Leistungsbe-
schränkungen als Gemeinschaftspraxispartner zuge-
lassene oder angestellte Ärzte (Job-Sharing) sind
nicht zur Teilnahme am organisierten ärztlichen
Notfalldienst verpflichtet.

Die zur Teilnahme am ärztlichen Notfalldienst ver-
pflichteten Ärzte haben sich für den Notfalldienst
fortzubilden und müssen dies auf Anforderung
nachweisen können.

(2) Der zum Notfalldienst eingeteilte Arzt hat den Not-
falldienst grundsätzlich persönlich zu leisten.

Leistet der eingeteilte Arzt den Notfalldienst nicht
persönlich, hat er dies spätestens eine Woche vor
dem Termin, zu dem er eingeteilt ist, der Kreisstelle

der Kassenärztlichen Vereinigung bzw. – bei nur pri-
vatärztlich tätigen Ärzten – der Kreisstelle der Ärz-
tekammer schriftlich mitzuteilen. Ein Diensttausch
bedarf  der  Genehmigung des jeweiligen Kreisstel-
lenvorstandes; auf die Genehmigung besteht kein
Anspruch.
Bei Mitteilung einer Änderung, die der jeweils zu-
ständigen Kreisstelle weniger als eine Woche vor
dem eingeteilten Termin gemeldet worden ist oder
bei Ablehnung der Genehmigung, tritt grundsätzlich
der Fall einer  Vertretung ein.
Nur bei unvorhergesehenen Ereignissen kann eine
verkürzte Meldefrist in Anspruch genommen wer-
den.

Gleichzeitig muss der Arzt einen geeigneten Vertre-
ter stellen.

Der im Sinne von § 1 Abs. 1 zum Notfalldienst einge-
teilte Arzt kann von einem anderen Arzt, der entwe-
der Vertragsarzt, Arzt mit einem erfolgreichen Ab-
schluss einer allgemeinmedizinischen Weiterbildung
oder einer Weiterbildung in einem anderen Fach-
gebiet oder der in das Vertreterverzeichnis gem.
§ 5 Abs. 3, bei einem fachbezogenen Verzeichnis
gem. § 5 Abs. 4, aufgenommen worden ist, vertreten
werden.

Der Vertreter darf sich nicht von einem weiteren
Arzt vertreten lassen.

(3) Der zum Notfalldienst eingeteilte Arzt hat sich per-
sönlich zu vergewissern, dass die persönlichen und
fachlichen Voraussetzungen für eine ordnungsgemä-
ße Vertretung in der Person des Vertreters entspre-
chend § 5 Abs. 3 und Abs. 4 erfüllt sind. Er hat auch
die Gewähr dafür zu tragen, dass keine Untervertre-
tungen durch Dritte stattfinden. Der zum Notfall-
dienst eingeteilte Arzt behält die Verantwortung für
die ordnungsgemäße Durchführung des Notfall-
dienstes durch den Vertreter.

(4) Verstöße gegen die in Absatz 1 bis 3 genannten Ver-
pflichtungen haben berufsrechtliche und / oder dis-
ziplinarische Konsequenzen.

(5) Ein vom eingeteilten Arzt vorgeschlagener Vertreter
ist von der jeweils zuständigen Kreisstelle bei Unge-
eignetheit abzulehnen. (siehe § 5 Abs. 3, 4 und 5)

(6) Die Kosten eines Vertreters sind von dem eingeteil-
ten Arzt zu tragen.



Rheinisches Ärzteblatt 1/2007 63

A M T L I C H E
B E K A N N T M A C H U N G E N

§ 2
Befreiung

(1) Auf Antrag kann ein Arzt aus schwerwiegenden
Gründen befristet bis zu zwei Jahren ganz, teilweise
oder auch vorübergehend vom Notfalldienst befreit
werden, wenn seine Arbeitskraft erheblich einge-
schränkt ist.

Dies gilt insbesondere
1. bei Krankheit oder körperlicher Behinderung,
2. bei besonders belastenden familiären Pflichten,
3. bei Teilnahme an einem klinischen Bereitschafts-

dienst mit Notfallversorgung in vergleichbarem
Umfang,

4. für Ärztinnen während ihrer Schwangerschaft und
bis zu 12 Monaten nach der Entbindung sowie für
weitere 24 Monate, soweit nicht der andere El-
ternteil die Versorgung des Kindes während des
Notdienstes gewährleistet,

5. für Ärzte ab dem Tag der Geburt des Kindes für
einen Zeitraum von 36 Monaten, soweit nicht der
andere Elternteil die Versorgung des Kindes ge-
währleistet,

6. für Ärztinnen und Ärzte über 65 Jahre.

Ein schwerwiegender Grund liegt in der Regel nicht
vor, wenn eine regelmäßige Praxistätigkeit aufrech-
terhalten wird.

(2) Beim Nachweis besonderer Gründe kann die Frei-
stellung gem. Abs. 1 für bestimmte Zeiten ausge-
sprochen werden.

(3) Die Freistellung vom Notfalldienst gem.Abs. 1 kann
mit der Maßgabe ausgesprochen werden, dass der
betreffende Arzt zu einer ärztlichen Tätigkeit ande-
rer Art im Rahmen des organisierten Notfalldiens-
tes verpflichtet wird.

Als solche kommen insbesondere in Betracht:
a) Bereitschaft für Notfalldienstleistungen in den

Räumen der eigenen Praxis oder an einer dazu
von der Ärztekammer Nordrhein oder Kassen-
ärztlichen Vereinigung Nordrhein vorgesehenen
Stelle;

b) Dienst für die Arztrufzentrale Nordrhein
c) Bereitschaft zur konsiliarischen Unterstützung

des Notdienstarztes
d) Telefondienst.

(4) Ein Verstoß gegen die Fortbildungspflicht stellt kei-
nen Befreiungsgrund dar.

§ 3
Notfalldienstausschuss

(1) Auf Kreisstellenebene richten Ärztekammer und
Kassenärztliche Vereinigung Nordrhein einen ge-
meinsamen Notfalldienstausschuss ein.

(2) Der Ausschuss besteht aus vier Mitgliedern. Mitglie-
der sind die Vorsitzenden der Kreisstelle von Kas-
senärztlicher Vereinigung Nordrhein und Ärzte-
kammer Nordrhein sowie je ein von jeder Körper-
schaft bestelltes weiteres Mitglied. Ein Mitglied des
Notfalldienstausschusses kann ein Krankenhaus-
arzt/eine Krankenhausärztin sein.

(3) Der gemeinsame Notfalldienstausschuss prüft das
Vorliegen der Voraussetzung für die Aufnahme in
das Vertreterverzeichnis sowie den Ausschluss von
der Teilnahme am ärztlichen Notfalldienst.

§ 4
Ausschluss

(1) Bei Ungeeignetheit für eine qualifizierte Durchfüh-
rung des ärztlichen Notfalldienstes kann der Arzt
vom Notfalldienst ausgeschlossen werden.

(2) Ungeeignet zur Teilnahme am ärztlichen Notfall-
dienst ist insbesondere, wer fachlich und/oder per-
sönlich nicht die Gewähr für eine ordnungsgemäße
und qualifizierte Durchführung des ärztlichen Not-
falldienstes bietet oder wenn sonstige Gründe vor-
liegen, die den Arzt als Vertragsarzt ungeeignet er-
scheinen lassen.

(3) Über den Ausschluss entscheidet bei Vertragsärzten,
in Vertragsarztpraxen und in Medizinischen Versor-
gungszentren angestellte Ärzte der Vorstand der
Kassenärztlichen Vereinigung Nordrhein, bei Privat-
ärzten der Vorstand der Ärztekammer Nordrhein je-
weils nach Anhörung des gemeinsamen Notfall-
dienstausschusses der Kreisstellen.

§ 5
Vertreterverzeichnis

(1) Die Kreisstellen der Ärztekammer Nordrhein und
Kassenärztlichen Vereinigung Nordrhein richten ein
Vertreterverzeichnis ein, auf das die Ärzte, die vertre-
ten werden möchten, bei Ausübung ihres Vorschlags-
rechts gem. § 1 Abs. 2 Satz 3 Zugriff nehmen müssen,
wenn sie keinen Vertreter nach § 1 Abs. 2 Satz 2 der
Gemeinsamen Notfalldienstordnung benennen.

Bei Benennung eines Vertreters durch die zuständi-
ge Kreisstelle ist das Vertreterverzeichnis zu Grunde
zu legen.
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Die Vertreterverzeichnisse der Kreisstellen werden
zu einem zusätzlichen zentralen Vertreterverzeich-
nis zusammengeführt, welches der Arztrufzentrale
Nordrhein für unvorhergesehene Ereignisse zur
Verfügung gestellt wird.

(2) Jeder Vertragsarzt oder jeder weitergebildete Arzt,
der nicht nach § 4 Abs. 2 ungeeignet ist, wird auf An-
trag in das Vertreterverzeichnis aufgenommen.

(3) In das Vertreterverzeichnis können die Ärzte aufge-
nommen werden, die die Gewähr für einen persön-
lich und fachlich qualifizierten Notfalldienst bieten
und wenn mindestens die folgenden Kriterien nach-
weislich erfüllt sind:
a) drei Jahre praktische klinische Tätigkeit als Arzt

unter Aufsicht eines zur Weiterbildung befugten
Arztes und

b) Nachweis des Kurses „Arzt im Rettungsdienst“
gem. § 2 Abs. 1 Nr. 3 der Richtlinie der Ärztekam-
mer Nordrhein über die Eignungsvoraussetzun-
gen für die im Rettungsdienst mitwirkenden
Ärztinnen und Ärzte sowie

c) ausreichende deutsche Sprachkenntnisse, die im
Zweifel nachzuweisen sind und

d) Nachweis über eine ausreichende Berufshaft-
pflichtversicherung.

(4) Für einen fachgebietsbezogenen Notfalldienst sind
für die Aufnahme in das Vertreterverzeichnis nach-
weislich zu erfüllen:
a) mindestens dreijährige Weiterbildung im jeweili-

gen Fachgebiet und
b) ausreichende deutsche Sprachkenntnisse, die im

Zweifel nachzuweisen sind 
sowie
c) Nachweis über eine ausreichende Berufshaft-

pflichtversicherung.

(5) § 4 Abs. 2 gilt für die Aufnahme in das Vertreterver-
zeichnis entsprechend.

§ 6
Verfahren

(1) Die Kreisstellen der Ärztekammer Nordrhein und
der Kassenärztlichen Vereinigung Nordrhein stellen
gemeinsam die Pläne über den Notfalldiensteinsatz
der Ärzte auf.

Sie können sich hierbei der Unterstützung durch
Obleute bedienen.

Obleute dürfen nur niedergelassene Ärzte sein. Ei-
ne weitere Delegation durch die Obleute darf nicht
vorgenommen werden.

Die Dienstpläne werden ggf. von den Obleuten der
jeweiligen Kreisstellen der Kassenärztlichen Verei-
nigung Nordrhein und der Ärztekammer Nordrhein
vorgeschlagen.

Die Dienstpläne werden durch die jeweils zuständi-
gen Kreisstellen beschlossen und versandt.

Eine weitergehende Delegation von Zuständigkei-
ten der beiden Körperschaften ist durch beide Vor-
stände der Hauptstellen der Körperschaften zu ge-
nehmigen.

(2) Über die Heranziehung zum Notfalldienst, wie über
Anträge auf Befreiung entscheiden
a) bei Mitgliedern der Kassenärztlichen Vereini-

gung Nordrhein die örtlich zuständige Kreisstel-
le der Kassenärztlichen Vereinigung Nordrhein
nach Anhörung der Kreisstelle der Ärztekam-
mer Nordrhein;

b) bei allen übrigen Ärzten die örtlich zuständige
Kreisstelle der Ärztekammer Nordrhein nach
Anhörung der Kreisstelle der Kassenärztlichen
Vereinigung Nordrhein.

(3) Die Heranziehung zum Notfalldienst erfolgt durch
die Übersendung des Notdienstplanes durch die je-
weils zuständige Kreisstelle, mit dem der Arzt zum
Notfalldienst eingeteilt wird.

Jeder zur Teilnahme am Notfalldienst verpflichtete
Arzt, der den Notdienstplan nicht erhalten hat, hat
sich spätestens zwei Wochen vor Beginn eines Quar-
tals bei der Kreisstelle darüber zu informieren, wann
er im folgenden Quartal zum Notfalldienst eingeteilt
ist und hat den Notdienstplan abzufordern.

(4) Gegen die Kreisstellenentscheidung, die dem be-
troffenen Arzt bekannt zu geben ist, steht diesem der
Widerspruch zu, über den, sofern ihm die Kreisstel-
le nicht abhilft,
a) bei Mitgliedern der Kassenärztlichen Vereini-

gung Nordrhein die Widerspruchsstelle bei der
Hauptstelle der Kassenärztlichen Vereinigung
Nordrhein nach Anhörung des Präsidenten der
Ärztekammer Nordrhein

b) bei allen übrigen Ärzten der Präsident der Ärz-
tekammer Nordrhein nach Anhörung des Vor-
standes der Kassenärztlichen Vereinigung Nord-
rhein bzw. der von ihm beauftragten Stelle 

entscheidet.

(5) Die Kreisstellen der Ärztekammer Nordrhein und
der Kassenärztlichen Vereinigung Nordrhein kön-
nen die sofortige Vollziehung ihrer Entscheidungen
anordnen.
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§ 7
Notfalldienstzeiten

(1) Die Notfalldienstzeiten werden wie folgt festgelegt:

täglich in der Nacht von 19.00 Uhr bis 07.00 Uhr,
an Mittwochnachmittagen und Freitagnachmittagen
von 13.00 Uhr bis 19.00 Uhr,
an Sonnabenden, Sonntagen,
gesetzlichen Feiertagen, am 24.12., 31.12.
und am Rosenmontag von 07.00 Uhr bis 19.00 Uhr.

Die vorgegebenen Zeiten können von den Kreisstel-
len im Organisationsplan in der Weise abgeändert
werden, dass Anfang und / oder Ende um eine Stun-
de vor oder nach der in Abs. 1 genannten Zeit fest-
gelegt werden

An Freitagnachmittagen kann der Notfalldienst ab-
weichend von der in Abs. 1 S. 1 genannten Anfangs-
zeit bis zu vier Stunden später beginnen.

(2) Diese Notfalldienstzeiten gelten auch für fachspezi-
fische Notfalldienste.

In Notfallpraxen können auch nach Bedarf fachspe-
zifische Dienste innerhalb dieser Notfalldienstzeiten
von den Kreisstellen eingerichtet werden.

Abweichungen von § 7 Abs. 2 S. 1 sind möglich, wenn
der allgemeinärztliche Notfalldienst den fachspezifi-
schen Notfalldienst nach dessen Beendigung über-
nimmt. Danach steht der fachärztliche Notfalldienst
zur konsiliarischen Beratung zur Verfügung und
übernimmt auf Anforderung die Patientenbehand-
lung.

(3) Von Abs. 1 abweichende Notfalldienstzeiten können
nur durch die jeweiligen Vorstände der Körperschaf-
ten für Notfallpraxen zugelassen werden.

§ 8
Tätigkeitsort

(1) Die Heranziehung zum Notfalldienst erfolgt für den
Notfalldienstbezirk, in dem die Praxis liegt.

(2) Der Notfalldienst ist grundsätzlich von der Praxis
aus wahrzunehmen. Die zuständige Kreisstelle kann
Ausnahmen zulassen. Der zum Notfalldienst einge-
teilte Arzt oder sein Vertreter müssen im Notfall-
dienstbezirk zur Verfügung stehen und erreichbar
sein. Bei Bestehen einer Notfallpraxis gem. § 9 Abs.
1 Satz 2 sind die zum Notfalldienst herangezogenen
Ärzte verpflichtet, den Notfalldienst in der Notfall-
praxis zu versehen und anwesend zu sein.
Während besuchsbedingter Abwesenheiten ist die

Erreichbarkeit durch Kommunikationstechniken
bzw. durch eine Person sicherzustellen, die die Kon-
taktaufnahme mit dem Arzt koordiniert.

(3) Soweit die Sicherstellung der ärztlichen Versorgung
oder die Gleichbehandlung der zum Notfalldienst
verpflichteten Ärzte dies erfordert, ist abweichend
von der Regelung in Abs. 1 eine Heranziehung zum
Notfalldienst auch in einem anderen Notfalldienst-
bezirk derselben oder einer angrenzenden Kreisstel-
le (vgl. § 9 Abs. 5) zulässig.

(4) In Fällen, in denen die Sicherstellung der ärztlichen
Versorgung die Wahrnehmung des Notfalldienstes
für Kinder und Jugendliche von einer in räumlicher
Nähe zu der Notfalldienstpraxis gelegenen Stelle 
(z. B. Kinderklinik) erfordert, können Kinder- und
Jugendärzte des Notfalldienstbezirkes zu einem
fachspezifischen Dienst an diesem Ort herangezo-
gen werden.

§ 9
Organisation des Notfalldienstes

(1) Die Vorstände der Ärztekammer Nordrhein und der
Kassenärztlichen Vereinigung Nordrhein stellen für
die einzelnen Kreise in Zusammenarbeit mit den
Kreisstellen Organisationspläne auf, die für die
Kreisstellen verbindlich sind.

Sie beschließen auf Vorschlag der Kreisstellen über
die Einrichtung von Notfallpraxen.

Notfallpraxen sollen vornehmlich an hierfür insbe-
sondere aufgrund ihrer Lage, Verkehrsverbindung
und zur Verfügung stehender Ausstattung geeigne-
ten Krankenhäusern eingerichtet werden.

(2) In den Organisationsplänen kann auch die Ver-
pflichtung zur Benutzung eines Transportmittels im
Rahmen eines Fahrdienstes geregelt werden.

(3) Bei der Festlegung der Notfalldienstbezirke und ggf.
bei der Einrichtung fachgebietsbezogener Notfall-
dienste sind die regionalen Besonderheiten, insbe-
sondere die Zahl der teilnehmenden Ärzte, die Be-
völkerungszahl, die topographischen Verhältnisse
und Verkehrsverbindungen angemessen zu berück-
sichtigen.

(4) Falls die örtlichen Verhältnisse es gestatten, können
für bestimmte Fachgebiete eigene Notfalldienste
eingerichtet werden. Sofern ein fachspezifischer
Notfalldienst eingerichtet ist, sind die Fachärzte die-
ses Notfalldienstbezirkes verpflichtet, an diesem
fachspezifischen Notfalldienst teilzunehmen. Ge-
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mäß § 7 Abs. 2 gelten für fachspezifische Notfall-
dienste die Notfallzeiten des § 7 Abs. 1.

(5) Soweit eine Notwendigkeit besteht, können im Be-
nehmen mit den betroffenen Kreisstellen mehrere
Kreise zu einem Notfalldienstbezirk zusammenge-
schlossen oder kreisübergreifende Notfalldienstbe-
zirke gebildet werden.

(6) Wenn ein kinder- und jugendärztlicher Notfalldienst
an einer Notfalldienstpraxis oder in räumlicher Nä-
he zu einer Notfalldienstpraxis eingerichtet wird, so
haben die Fachärzte für Kinder- und Jugendmedizin
– für den Fall, dass der kinder- und jugendärztliche
Notfalldienst zeitlich hinter dem allgemeinen Not-
falldienst zurückbleibt – die Verpflichtung zu einer
Bereitschaft innerhalb der den kinder- und jugend-
ärztlichen Notfalldienst übersteigenden Notfall-
dienstzeit (§ 7 Abs. 1 Satz 1) den Ärzten im allgemei-
nen Notfalldienst für eine konsiliarische Beratung
unterstützend zur Verfügung zu stehen.

(7) Der zum Notfalldienst eingeteilte Arzt oder sein
Vertreter ist verpflichtet, sich unmittelbar vor
Dienstantritt bei der Arztrufzentrale Nordrhein
dienstbereit zu melden, soweit er seinen Dienst nicht
in einer Notfallpraxis versieht.

§ 10
Vergütung der ärztlichen Leistungen

(1) Der zum Notfalldienst eingeteilte Arzt berechnet
die von ihm ausgeführten ärztlichen Leistungen
nach den jeweils geltenden Vergütungsregelungen.
Die Zahlung weitergehender Entschädigungen (z. B.
eine Abgeltung für ärztliche Bereitschaft im Rah-
men des Notfalldienstes) bleibt einer besonderen
Beschlussfassung vorbehalten.

Sofern dem einzelnen Arzt das Transportmittel kos-
tenfrei zur Verfügung steht, kann die von den Versi-
cherungsträgern gezahlte Wegepauschale bzw. das
Wegegeld einbehalten und zur Deckung der Notfall-
dienstkosten verwendet werden.

(2) Alle Ärzte, die gemäß § 1 Abs. 1 zum Notfalldienst
herangezogen werden können, sind verpflichtet, die
Kosten des Notfalldienstes anteilig zu tragen.

§ 11
Außergewöhnliche Situationen

Bei einer Epidemie oder bei Vorliegen sonstiger außer-
gewöhnlicher und unvorhersehbarer Umstände kann
von den vorstehenden Bestimmungen abgewichen wer-
den.

Die Vorstände der Kreisstellen beider Körperschaf-
ten werden ermächtigt, für die Dauer der außerge-
wöhnlichen Situation die geeigneten Maßnahmen zu
treffen.

Es können in diesem Fall auch freigestellte Ärzte
zum Notfalldienst (ggf. zur Bereitschaft hierzu) ver-
pflichtet werden.

§ 12
Kosten des Notfalldienstes

Die Kosten der Organisation und Durchführung des
Notfalldienstes trägt die Kassenärztliche Vereinigung
Nordrhein.

Sie sind in den Haushaltsplänen auszuweisen und von
der Vertreterversammlung zu genehmigen.

Kosten der regionalen Fahrdienste und Notfallpraxen
tragen die in diesen Bereichen niedergelassenen Ärzte,
sowie die in Praxen  oder in Medizinischen Versorgungs-
zentren angestellten Ärzte.

§ 13
Inkrafttreten/Übergangsbestimmungen

Die Änderungen der Gemeinsamen Notfalldienstord-
nung der Ärztekammer Nordrhein und der Kassenärzt-
lichen Vereinigung Nordrhein treten am Tag nach der
Veröffentlichung im Rheinischen Ärzteblatt in Kraft.

Ausgefertigt: Ausgefertigt:
Düsseldorf, Düsseldorf,
Ärztekammer Nordrhein Kassenärztliche 

Vereinigung Nordrhein

Prof. Dr. Dr. h. c. Dr. Christiane Friedländer
Jörg-Dietrich Hoppe - Vorsitzende der
- Präsident - Vertreterversammlung -

Dr. Leonhard Hansen
- Vorsitzender des Vorstandes -
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